










Interview. Ludwig Adamovich, Ex-VfGH-Präsident und Berater des Bundespräsidenten, sieht trotz Bedenken zu Herbert 
Kickls Politik den Rechtsstaat genügend abgesichert. Die Sicherungshaft auf Asylwerber zu beschränken sei zulässig. 

Die Presse: Justizminister Josef 
Moser bekam auf dem Juristen-
ball spontan Applaus, als er er-
klärte: "Rechtsstaatlichkeit und 
Grund- und Freiheitsrechte müs-
sen eingehalten werden." Muss 
man das Selbstverständliche 
heutzutage schon extra betonen? 
Ludwig Adamovich: Minister Mo-
ser hat sicher gewusst, warum er 
das sagt, und die Applaudierenden 
haben auch gewusst, warum sie 
applaudieren. 

"Ein gewisses Unbehagen verstehe ich schon" 

,Es gibt manche Pflänzchen, die nicht sehr sympathisch sind", sagt Ex-VfGH-Präsident Ludwig Adamovich auf die Frage, ob er sich um den Rechtsstaat sorge. [ Clemens Fabry ] 

Zuletzt war der Karfreitag ein 
großes Thema. Der emeritierte 
Zivilrechtsprofessor Rudolf Wel-
ser hat gemeint, der EuGH habe 
mit der Entscheidung, wonach 
der freie Tag für Evangelische 
alle anderen diskriminiere, den 
Gleichheitsgrundsatz "zu Tode 
gehetzt" und historische Gründe 
ignoriert. Wie sehen Sie das? 
Mit dieser Kritik ist Welser nicht 
der einzige. Auch der Arbeits-
rechtler Wolfgang Mazal hat das 
angedeutet. Da ist etwas dran. 
Man hat hier in einer Weise judi-
ziert, die nicht unbedingt notwen-
dig gewesen wäre. Das Fatale ist, 
dass man es jetzt niemandem 
recht machen kann: Da gibt es die 
Gewerkschaften, die Bärchen, die 
Unternehmer, und mit jeder Lö-
sung ist unweigerlich irgendeiner 
unzufrieden. Bei der jetzt getroffe-
nen Lösung, die ja nicht sehr 
schön ist, ist zumindest rechtlich 
die Sache irgendwie ausgewogen, 
aber natürlich schreien die Protes-
tanten. Und ich verstehe das. Fra-
gen Sie einmal, wie viele Katholi-
ken am Christi-Himmelfahrts-Tag 
oder zu Mariä Himmelfahrt ihren 
religiösen Pflichten nachkommen. 
Beim Karfreitag ist es anders: Da 
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glaube ich, dass die Protestanten 
eher geneigt sind, diesen auch zu 
zelebrieren, als der durchschnittli-
che Katholik den Christi-Himmel-
fahrt-Tag. 

Gestrichen wird nur der evange-
lische Feiertag. Darf dann Jom 
Kippur als Feiertag ausschließ-
lich für Juden bleiben? 
Wenn man den EuGH ernst 
nimmt: nein. 

Es wäre also besser gewesen, hät-
te der EuGH gesagt, das sei eine 
positive Diskriminierung für 
Protestanten und zulässig? 
Dazu würde ich neigen. Allerdings 
wäre das nicht leicht in der Judika-
turlinie des EuGH unterzubringen, 
der doch in vielen Punkten eher 
laizistisch ist. Aber rein emotional 
würde ich diesen Standpunkt ver-
treten. 

Innenminister Herbert Kickl ließ 
die Schilder "Erstaufnahmezent-
rum" austauschen, nun heißt die 
Stelle für Asylwerber "Ausreise-
zentrum". Darf man das recht-
lich so machen? 
Nein. Weil die Bezeichnung in 
Rechtsvorschriften vorkommt. 
Aber da würde ich wirklich sagen, 
das ist eine Petitesse. Obwohl na-
türlich schon eine ganz bestimm-
te Gedankenlinie dahintersteckt. 
Aber wenn nicht mehr passiert als 
das, würde ich sagen: Sei's drum. 

Wie könnte man rechtlich prüfen 
lassen, ob das korrekt war oder 
nicht? 
(Lacht) Das ist eine gute Frage. 
Man muss sich zunächst einmal 
klar darüber sein, was das über-
haupt für ein Akt gewesen ist, mit 
dem der Minister den Austausch 
verfügt hat. Wenn man das defi-
niert hat, weiß man, wer es be-
kämpfen kann. Aber ich sehe da 
ehrlich gestanden keine Verfah-
renspartei, die das machen könnte. 

Kritiker sehen Innenminister 
Kickl bereits die Republik von 
Grund auf umbauen - so wie er 
von seinem Säger "Das Recht 
folgt der Politik" über einen Um-
bau des BVT bis zu den erwähn-
ten Schildern agiert. Sehen Sie 
diese Gefahr auch? 
Das sind Sachen, die man nicht 
wirklich auf eine Stufe stellen 
kann. Ich würde nicht sagen, dass 
sich das alles in einem Stadium 
befindet, bei dem man unbedingt 
Alarm schlagen muss, dass alles 
zusammenbricht. Aber natürlich: 
Ein gewisses Unbehagen verstehe 
ich schon, wenn man das alles so 
zusammennimmt. 

Auch Verfassungsrichter waren 
zuletzt in Diskussion. So hat das 
VfGH-Mitglied Michael Rami In-
nenminister Kickl und Vize-
kanzler Strache vor dem Zivilge-
richt vertreten. Darf ein Verfas-
sungsrichter aus moralischer 
Sicht einen Spitzenrepräsentan-
ten einer Partei vertreten? 
Das Problem ist nicht neu. Man 
denke an Wilhelm Rosenzweig, 
der ein hervorragender Jurist ge-
wesen ist und seine Vorstellungen 
in die Diskussion eingebracht hat. 
Als er in den 1950er-Jahren er-
nannt werden sollte, hat es ziemli-
che Meinungsverschiedenheiten 
gegeben, weil man gesagt hat: Par-
teianwalt. 

Wilhelm Rosenzweig war Anwalt 
derSPÖ. 
Ja. Dem wurde entgegengehalten, 
in den Statuten gebe es keinen Par-
teianwalt, daher sei er kein Funk-
tionär einer politischen Partei. 
Aber natürlich hat er in dem einen 
und in dem anderen Fall sehr wohl 
die SPÖ weiterhin vertreten. Jetzt 
kann man sagen, das ist nicht gut, 
und Rami hat ja offenbar die Kon-
sequenz gezogen, indem er gesagt 
hat, er wird in Zukunft solche 
Funktionäre nicht mehr vertreten. 

Aber wenn da irgendetwas zu kriti-
sieren ist, dann ist es die Verfas-
sung, die das zulässt. 

Was hielten Sie von der Idee, 
wenn die VfGH-Mitglieder Be-
rufsrichter wären? 
Ich könnte mir das schon vorstel-
len, aber das ist unmöglich durch-
zukriegen. 

Warum? Woran würde das schei-
tern? 
An den Mitgliedern des Gerichts-
hofs. Obwohl die Situation schon 
unbefriedigend ist. In gewisser 
Hinsicht gibt es ein Zweiklassen-
schema, nämlich die Mitglieder, 
die ihren Beruf weiterhin ausüben 
können, und diejenigen, die das 
nicht dürfen: die früheren Verwal-
tungsbeamten. Auch im interna-
tionalen Vergleich würde viel für 
Berufsrichter sprechen, aber wie 
gesagt, das wird sich nicht durch-
setzen lassen. 

Aber die Gesetze machen nicht 
die VfGH-Richter, sondern das 
Parlament. 
(Lächelt nur) 
Die VfGH-Richter wären also 
stark genug, sich dagegen zu 
wehren? 
Das haben Sie gesagt. 

Wenn Sie auf Ihre langjährige 
Erfahrung zurückblicken: Inwie-
fern hat man in den Beratungen 
gemerkt, welcher Richter auf 
dem Ticket welcher Partei in den 
VfGH gekommen ist? 
Man hat es manchmal bemerkt. 
Aber durchaus nicht immer. Neh-
men Sie die Geschichte mit der 
steuerlichen Absetzbarkeit von 
Unterhaltsleistungen für Bänder: 
Hätte man da nach dem üblichen 
Schema gezählt, hätte diese Ent-
scheidung nicht zustande kommen 
können. Das heißt, da war jemand 
am Werk, der sich nicht gefügt hat. 

VON PHILIPP AICHINGER 
UND BENEDIKT KOMMENDA 

Warum, meinen Sie, hat er das 
gesagt? 
Na ja. Weil er es für notwendig ge-
halten hat. 

Man könnte darin Sorgen um 
den Rechtsstaat erkennen. Ma-
chen Sie sich Sorgen um ihn? 
Bisher noch nicht. Es gibt manche 
Pflänzchen, die nicht sehr sympa-
thisch sind. Aber ich mache mir 
keine Sorgen, solang die Kontroll-
einrichtungen funktionieren. Hier-
zulande kann ja nicht jeder Politi-
ker machen, was er will, sondern 
über kurz oder lang kommt das zu 
Kontrolleinrichtungen - Verfas-
sungsgerichtshof, Europäischer 
Gerichtshof für Menschenrechte, 
Gerichtshof der EU. Aber in der 
Bevölkerung gibt es da und dort si-
cher eine Stimmung, die man mit 
den Weinheber schen Worten um-
schreiben könnte: "Was brauch' 
ma denn das alles?" Und es gibt si-
cher andere Stimmen, die durch-
aus kämpferisch in der anderen 
Richtung sind. 

Sitzen die Pflänzchen, die Sie er-
wähnt haben, in der Regierung? 
(Lacht) Pflänzchen können nicht 
in der Regierung sitzen. 

Soll die von der Regierung ge-
plante Sicherungshaft eingeführt 
werden? 
Der Gedanke ist nicht neu. Wenn 
Sie im Lehrbuch "Europäische 
Menschenrechtskonvention" von 
Grabenwarter und Pabel nach-
schauen, finden Sie die Über-
schrift "Präventivhaft". Damit ist 
nicht gesagt, dass alle vorbeugen-
den Maßnahmen akzeptabel sind. 
Man muss bei bestehenden Not-
wendigkeiten schauen, dass man 
Prinzipien einhält, wie sie sich aus 
mehreren Normen im Verfas-
sungsrang ergeben. Prävention 
kann ja in den verschiedensten 
Formen geschehen: Es ist das Wort 
"Schutzhaft" ins Spiel gebracht 
worden - also man könnte unter 
diesem historisch belasteten Eti-
kett schon ziemlich hässliche Sa-
chen unterbringen. Aber das will, 
hoffe ich, niemand hier. Sondern 
es geht um das Verfahren und vor 
allem um die Voraussetzungen: 
Wie stellt man fest, wer ein gefähr-
licher Asylwerber ist? 

Ist eine Beschränkung der Si-
cherheitshaft auf Asylwerber, wie 
die Regierung sie plant, rechtlich 
möglich? 
Ich glaube schon, weil das doch 
eine in sich geschlossene Gruppe 
ist. Sie sind allesamt keine öster-
reichischen Staatsbürger, und der 
Gleichheitsgrundsatz gilt ja be-
kannüich nur für Inländer. Das ist 
sonderbar, aber man hat es bisher 
nicht angepasst. 
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EDITORIAL 
von Heinz Knapp 

Geschätzte 
Leser! 
Liebe 
Leserinnen! 
Minister sucht die 
Scheinwerfer 

as ist mit dem "türkisen" und 
oft als farblos bezeichneten 

Justizminister Josef Moser los? Der 
zuletzt eher glücklos agierende 
Verwaltungsjurist, Ex-Rechnungs-
hofpräsident, Ex-Haider-Bürochef, 
Ex-FP-Parlamentsklubdirektor und 
Beinah-ÖBB-Vorstandsdirektor gilt 
in der Bundeskoalition als "ange-
schlagen" und möglicher Ablöse-
kandidat. Der in Osttirol geborene 
und in Kärnten aufgewachsene 
Beinnah-Bundespräsidentschafts-
kandidat verfügt weder in der VP, 
noch in der FP über eine entspre-
chende Hausmacht. Und mit seinen 
durchaus interessanten Vorschlä-
gen und radikalen Einsparideen 

konnte sich der Herr Minister kaum 
durchsetzen. Vielleicht heischt er 
deshalb bewusst nach ein wenig 
Buntheit, ein wenig Aufmerksam-
keit, ein wenig VIP-Gehabe. Das 
würde auch seinen Auftritt mit Con-
chita Wurst am Opernball erklären. 
Für die/den Songcontest-Sieger(in) 
war es auf alle Fälle eine unbezahl-
bare Werbung. Und beim Juristen-
ball glänzte der 63-jährige Chef der 
Justiz mit Filmstar Nicolas Cage. 
Vielleicht will der Mann, der die viel 
diskutierte und nicht unproblema-
tische Sicherheitshaft als "heikel" 
bezeichnet und zuletzt auch Minis-
terkollegen kritisiert hatte, ins grelle 
Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit 
flüchten? Wie schon seine Vorgän-
gerin Bandion-Ortner? Oder wie 
der neue burgenländische Landes-
hauptmann H. P. Doskozil (SP), der 
seinem alten Chef Kern und seiner 
neuen Chefin Rendi-Wagner Kopf-
zerbrechen bereitet hat. Dem frisch 
verliebten Ex-Gendarmen geht es 
offensichtlich nicht um das Gesamt-
wohl der "roten" Partei, sondern 

um seine Zukunft. Im Burgenland 
stehen spätestens im nächsten Jahr 
Wahlen an. Dabei sind einige Vor-
schläge des neuen Regierungschef 
durchaus nachvollziehbar, eine Si-
cherheitshaft auch für Österreicher 
freilich nur schwer. Schon gar nicht 
für Genossen. 
Während in Wien mit Ludwig und 
Blümel die Kandidaten für SP und 
VP für die nächste Landtagswahl 
feststehen, muss der geschäftsfüh-
rende FP-Klubchef Johann Gudenus 
noch als fescher "Ich-bin-ja-ein-bei-
nah-Bürgermeister-Kandidat" her-
halten. Noch wird Vizekanzler Stra-
che geschickt ins Spiel gebracht, er 
hätte für die "Blauen" zweifellos die 
besten Chancen. Er wird wohl im 
Regierungsteam bleiben. Zunächst 
müssen aber EU-Wahlen geschla-
gen werden. Da buhlen schon die 
sattsam bekannten und nicht son-
derlich originellen Spitzenkandi-
daten der großen Parteien um die 
Wählergunst. Und bei den Kleinen? 
Die Grünen dürften mit Urgestein 
Kogler und Quereinsteigerin Sa-

rah Wiener ordentlich punkten. 
Die Neos? Mit Claudia Gamon, ei-
ner Ex-Hochschulfunktionärin, die 
kaum jemand kennt? Politprofis 
meinen, dass nicht viele Wähler auf 
die ehemalige Angestellte eines 
Autofahrerclubs abfahren werden. 
Und "Silberrücken", Ex-Grüner und 
Politiker-Pensionsbezieher Voggen-
huber startet für "Jetzt". Übrigens 
- unsere Geschichte über die fet-
ten Gagen hoher AK-Funktionäre, 
die noblen Aufwandsentschädi-
gungen für ÖGB-Chefs und den 
"Privilegienstadel" Wirtschaftskam-
mer sorgte für zahlreiche Leser-
Reaktionen. Eine Anfrage an die 
WK-Pressestelle über die genauen 
Bezüge der WK-Funktionäre blieb 
übrigens unbeantwortet. Ach 
ja, der Karfreitag ist nicht mehr 
weit. Und die umstrittene Lösung 
mit dem "persönlichen" Feiertag 
sorgt weiter für Wirbel, Protes-
te, Unzufriedenheit und künftige 
Klagen. Bleibt nur der verzweifel-
te Ausruf: "Ach, Du lieber Gott!" 
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